
 
INHALT: 
Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen zum Schutz vor der Geflügelpest – Aufhebung der Aufstallungspflicht für Geflügel;  
Verwaltungsgemeinschaft Geisenfeld – Bekanntmachung der Haushaltssatzung für das Jahr 2021; 
Zweckverband Wasserversorgung Ilmtalgruppe – Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2021; 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
 

Landratsamt 
 

 
Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen zum Schutz vor der Geflügelpest; 
Aufhebung der Aufstallungspflicht für Geflügel im Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm 
 
Das Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm erlässt folgende   
 

Allgemeinverfügung 
 
1. Die Ziffern 1 und 2 der Allgemeinverfügung des Landratsamtes Pfaffenhofen vom 05.03.2021 bezüglich der Aufstallungspflicht von Geflü-

gel werden aufgehoben. 
2. Kosten werden nicht erhoben. 
3. Diese Allgemeinverfügung gilt an dem auf die ortsübliche Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gemacht. 
 

Begründung 
 

I. 
Mit Schreiben des Bayer. Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit vom 27.04.2021 wurde mitgeteilt, dass unter Einhaltung der für 
die Geflügelhaltungen vorgeschriebenen grundlegenden Sicherungsmaßnahmen das Risiko einer direkten oder indirekten HPAIV-Ein-
schleppung ausgehend von Wildvögeln in Geflügelbestände in Bayern derzeit nur noch als mäßig bis gering einzustufen ist.  
Im Landkreis Pfaffenhofen konnte bisher weder bei Wild- noch bei Hausgeflügel das Vorhandensein des HPAI-Virus nachgewiesen werden. Die 
Aufstallungspflicht kann demnach aufgehoben werden. 
 

II. 
Das Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG, sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Verwaltungsverfahrensge-
setz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung  

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in München 
erhoben werden.  

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

a. Schriftlich oder zur Niederschrift   
Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Anschrift lautet:   
 

Bayerisches Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München 
 

b. Elektronisch  
Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in München auch elektronisch nach Maßgabe der Internetpräsenz der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden.  
 
Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:  
– Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifizierter elektronischer Signatur an folgende Adresse: 
– Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der 

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 
 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden.  

 Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz des Landratsamtes Pfaffenhofen a.d. Ilm bzw. der 
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

 

 

 

A M T S B L A T T  
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Hinweise: 

1. Die Ziffer 3 der Allgemeinverfügung vom 05.03.2021 sowie die Allgemeinverfügung vom 01.02.2021 mit erhöhten Biosicherheitsmaßnah-
men in Kleinbetrieben gelten weiterhin.  

 
2. Auf die Vorgaben gem. § 3 und § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung hinsichtlich der allgemein geltenden Vorgaben zur Fütte-

rung und Tränkung sowie zur Früherkennung bei gehäuften Verlusten wird hingewiesen.  

3. Es wird empfohlen, die tierseuchenrechtlich erforderliche Zulassung von Geflügelhändlern anhand der Vorlage der entsprechenden Zu-
lassungsbescheide vor der Bestellung von Geflügel durch den Tierhalter zu überprüfen. Alternativ ist die Liste der für den innergemein-
schaftlichen Handel zugelassenen Geflügelbetriebe im Internet abrufbar unter: https://tsis.fli.de/GlobalTemp/202101280952127737.pdf 

4. Nach § 26 Abs. 1 der ViehVerkV sind Halter von Hühner, Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Rebhühnern, Truthühnern, Wachteln 
oder Laufvögeln verpflichtet, dies der zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und 
der Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich gehaltene Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes bezogen auf die jeweilige 
Tierart mitzuteilen.  
 

5. Ordnungswidrig i .S .d . des § 64 der Geflügelpest-Verordnung, § 46 ViehVerkV und § 32 Abs. 2 Nr. 4 des TierGesG handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro ge-
ahndet werden.  
 

6. Es können von der zuständigen Behörde nach § 13 Abs. 3 Geflügelpest-Verordnung Ausnahmen von der in dieser Verfügung angeordne-
ten Aufstallungspflicht genehmigt werden, soweit  

1. eine Aufstallung  
a. wegen der bestehenden Haltungsverhältnisse nicht möglich ist, oder 
b. eine artgerechte Haltung erheblich beeinträchtigt,  

2. sichergestellt ist, dass der Kontakt zu Wildvögeln auf andere Weise wirksam unterbunden wird, und  
3. sonstige Belange der Tierseuchenbekämpfung nicht entgegenstehen.  

 
7. Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen zur Früherkennung im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung an 

den Landesuntersuchungs-einrichtungen sind kostenfrei.  
 
Pfaffenhofen, den 29.04.2021  
 
Albert Gürtner 
Landrat 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
 

Verwaltungsgemeinschaft Geisenfeld 
 
 

I. 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
  der Verwaltungsgemeinschaft Geisenfeld, Landkreis Pfaffenhofen a. d. Ilm, für das Haushaltsjahr 2021. 

 
Aufgrund der Art. 8 Abs. 2 u. 10 VGemO sowie Art. 40 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt die Verwal-
tungsgemeinschaft Geisenfeld folgende Haushaltssatzung: 
 
§ 1: Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit festgesetzt; er schließt im  
 
Verwaltungshaushalt  in den Einnahmen und Ausgaben mit 3.099.240 €  
und im   
Vermögenshaushalt    in den Einnahmen und Ausgaben mit 321.410 € ab. 
 
§ 2: Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
§ 3: Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt sind nicht vorgesehen. 
 
§ 4: Verwaltungsumlage 

1.  Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt 
wird für das Haushaltsjahr 2021 festgesetzt auf 2.497.930 € und nach dem Verhältnis der Einwohnerzahl der Mitgliedsgemeinden 
bemessen. 

2.  Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßgebende Einwohnerzahl nach dem Stand vom 30.06.2020 auf  13.147 
Einwohner festgesetzt. 

3.  Die Verwaltungsumlage wird je Einwohner auf 190 € festgesetzt. 
 
        Investitionsumlage 
        Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 
§ 5: Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf  100.000 € festgesetzt. 
 
§ 6: Weitere Vorschriften, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben und den Stellenplan beziehen, werden nicht aufgenommen. 
 
§ 7: Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2021 in Kraft.  
 

II. 
 

Die Haushaltssatzung wurde dem Landratsamt Pfaffenhofen a. d. Ilm vorgelegt und mit Schreiben vom 15.04.2021 genehmigt. Sie enthält keine 
genehmigungspflichtigen Bestandteile. 
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III. 
 

Die Haushaltssatzung mit Ihren Anlagen wurde in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Geisenfeld, Zi.Nr. 205, niedergelegt und 
zur Einsicht während des ganzen Jahres innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden bereitgelegt. Die Haushaltssatzung und der Haushalts-
plan liegen ab Bekanntmachung dieser Haushaltssatzung eine Woche zur Einsichtnahme auf (Art. 10 Abs. 2 VGemO, Art. 41 KommZG, Art. 65 
Abs. 4 GO). 
 
Geisenfeld, 27.04.2021 
 
Paul Weber 
Gemeinschaftsvorsitzender 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
 

Zweckverband Wasserversorgung Ilmtalgruppe 
 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2021 
nach Vorlage bei der Rechtsaufsichtsbehörde  

 
I. 

Gemäß Art. 34 Abs. 2 Nr. 1, 41 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeord-
nung (GO) und §§ 11 Abs. 1 Nr. 3, 22 der Verbandssatzung, hat der Zweckverband am 22.03.2021 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2021 beschlossen, die hiermit gem. Art. 24 Abs. 1 KommZG i. V. m. Art. 65 Abs. 3 GO bekanntgemacht wird: 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben auf      3.450.920 € 
 
im Vermögenshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben auf      2.422.300 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Eine Kreditaufnahme wird nicht festgesetzt.  
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

 
 

§ 4 
 
(1) Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 
 
(2) Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben  
nach dem Haushaltsplan wird auf 180.000 € festgesetzt. 

 
§ 6 

 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 
§ 7 

 
Diese Haushaltssatzung tritt rückwirkend mit dem 1. Januar 2021 in Kraft. 
 

II. 
Die Haushaltssatzung wurde dem Landratsamt Pfaffenhofen zur rechtlichen Würdigung und Genehmigung vorgelegt. Die Genehmigung erfolgte 
mit Schreiben vom 15.04.2021. 
 

III. 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung, während der üblichen 
Dienststunden, im Verwaltungsgebäude Starzhausen, Hofmarkstraße 32, zur öffentlichen Einsichtnahme, aus.  
 
Starzhausen, 27.04.2021 
 
Günter Böhm 
Verbandsvorsitzender 
__________________________________________________________________________________________________________________ 

Tag der Veröffentlichung: 29.04.2021   


